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Das Micbtigste .
»a -

Die Vergewaltigung Deutschlands .
Ein amerikanischer Funkfpruch meldet einer Hamburger

Nachricht der „Boss. Ztg ." zufolge , Deutschland werde wahr¬
scheinlich die Friedensbedinguugen am 2V. März erhalten . Die
Beratungen machen einen so raschen Fortschritt , Laß sogar die
Optimisten überrascht waren . Man glaubt , datz , nachdem Wil¬
son den endgültigen Waffenstillstand gutgeheißen hat und er
von de« Deutschen angenommen sein wird , die Amerikaner de¬
mobilisieren werden . ES kan « sein , so heißt es in dem Bericht ,
„daß die Deutschen nicht sofort den Vertrag annehme « : die
Bedingungen sind in der Tat so streng , datz viele eine deutsche
Weigerung erwarten . In diesem Falle werden die deutsche »
Unterhändler nach Weimar gehe« müssen , um dort mit der
Regierung zu beraten ; sie werden vielleicht auch dort bei
der Weigerung verharren und die Alliierten auffordern ,
Deutschland zu besetzen ode Deutschland auszuhungern . Sollte
dieser Fall eintreten » so werden die Alliierten die Blockade
sortbestehen lassen . Schließlich werde Deutschland dir Bedin¬
gungen annehmeu müssen , denn ein Kompromiß ist kaum
möglich ."

Der Oberste Kriegsrat der Alliierten veröffentlicht seine »
Entschluß vom Samstag , wonach das deutsch« Heer ein Freiwil¬
ligenheer sein mutz . Die Stärke des Heeres wird auf nur
IVV VVÜ Man » statt 140 000 Mann , wie ursprünglich geplant ,
festgesetzt . Dir Soldaten müssen sich auf 12 Jahre verpflichten .

Reuter meldet : Der Oberste Kriegsrat , der die Größe des
deutschen Heeres sestgelegt hat , bestimmte endgültig die Zahl
der Geschütze, Maschinengewehre und Gewehre , die Deutschland
behalten darf und beschloß, daß Deutschland keine Tanks und
keine Kriegsflotte halten darf . Es darf nur 15 000 Matrosen
zurückbehalte « und nur wenige Flugzeuge besitzen . Die Vor¬
räte an Waffen und Munition , die die festgesetzten Mengen
übersteige «, müssen vernichtet und dürfen nicht ersetzt werden .

Lur Versorgungskrage .
» Aus Paris wird gemeldet : Admiral Wemhß ist nach Brüs -

se! abgereist , wo er mit der deutschen Kommission zur Fort¬
setzung der in Spaa unterbrochenen Verhandlungen zusammen ,
kommen wird . Der Admiral begibt sich allein nach Brüssel und

« ist mit den nötigen Vollmachten ausgerüstet .
Heute nimmt selbst ein französisches Blatt gegen die Massen ,

mörderische und schmachvolle Tat der Aushungerung Deutsch¬
lands Stellung . ES ist die „ Humanste "

, die im Gegensatz zu
der übrigen , völlig entmenschten Pariser Presse erklärt , daß
jeder dem noch ein menschliches Gefühl geblieben sei, für Ver -
Minderung des schrecklichen Hungers in Deutschland eintreten
müsse .

Waldiger Beginn der Lieferungen ?
"

Laut . .Stockholm Tidningen " erklärte der amerikanische Ge¬
sandte Morris auf einem Bankett , er habe im Aufträge Hoovers
mit dem schwedischen Roten Kreuze über dessen Mitwirkung
bei der Verteilung von Lebensmitteln in Deutschland verhan¬
delt , wo es vor allem an Leidende und Bedürftige Lebens¬
mittel verteilen solle . Der ganze Plan sei bis auf einige tech¬
nische Einzelheiten fertig , über die man sich in wenigen Tagen
Wohl einigen werde . Daraufhin würden die Lebensmittelsen¬
dungen , hauptsächlich aus den Vereinigten Staaten , beginnen

- können .

Matkensttllstand und Vorkriede.
* Eine Rotterdamer Meldung des „ Lok.- Anz .

" besagt : Der
„Nieuwe Rotterdamsche Courant " meldet aus Paris , dass der
Abschluß des allgemeinen Waffenstillstandes in 14 Tagen statt¬
finden werde , und daß der vorläufige Friede wahrscheinlich
Ende April unterzeichnet werde .

Die Ereignisse ln Berlin .
* Aus Berlin wird gemeldet : Ein größeres Spartakistennest ,

ln welchem die Angehörigen der aufgelösten Bolksmarinedivi -
sion , sowie Mannschaften der republikanischen Soldatenwehr
zusammenkamen , wurde von Regierungstruppen aufgehoben .
Man fand ein riesiges Lager von Waffen , Handgranate « , Ma -
schinengewehren , sowie Mengen von Dumdumgeschossen . Wäh¬
rend die überwiegende Mehrzahl der in Haft genommenen sich
in das Unvermeidliche fügte , versuchten 24 mit Revolvern Be -

" waffnete die Regierungstruppen niederzuschießen und mit der
Waffe in der Hand sich zu retten . Diese Matrosen wurden
später standrechtlich erschösse ».

250 verhaftete Angehörige der Volksmarinedivrfion wurden
unter starker Bedeckung auf Lastwagen geschafft und nach dem
Zellengefängnis in Moabit abgeführt wo das außerordentliche
Kriegsgericht über sie als Meuterer das Urteft -fnllen wird . Die
in der Zahlmeisterei der Volksmarinedivifiott beschlagnahmten
18 000 Mark wurden beim Kriegsgericht niedergelegt . Die ver¬
hafteten Mitglieder der republikanischen Soldatenwehr wurden
nach Feststellung ihrer Personalien wieder aus freien Fuß ge¬
atzt .

Nach den jetzt vorliegenden Meldungen wurden bei der Er¬
stürmung des Bolksmarinehauses erobert : zwei Geschütze , 126
Maschinengewehre , über 4000 Gewehre , mehrere hundert Re¬

volver , außerdem gewaltige Vorräte an Lebensmitteln , Decken
und sonstigem unterschlagenem Militärgut .

Nachdem die Regierungstruppen die Spartakisten im Osten
immer wieder zurückgedrängt hatten , hielten es die Sparta¬
kisten für angebracht , sich auf die östlichen Vororte zurückzuzie -
heu . Mehrere Schleppdampfer , dicht beseht mit Matrosen , Sol¬
daten und Zivilisten , fuhren die Spree entlang über den Dä -
meritzersee , Flaken - und Kalksee . Sie legten dort an , und die
Insassen zogen geschloffen nach TaSdorf und Biesdorf . Wie es
scheint , beabsichtigen sie, sich dort festzusetzen . Auch in den Ber¬
lin näher gelegenen Orten , besonders in Karlshorst und Köpe¬
nick sind ganze Banden Spartakisten aufgetreten . Der Bahnhof
Köpenick ist von ihnen besetzt, teilweise sind die Geleise aufge¬
rissen .

In der letzten Nacht hat wieder schweres Geschühfeuer im
ganzen Osten Berlins aufgelebt . Ununterbrochen war dis Ein .
schlagen der schweren Geschütze zu hören . Im Tiergartenvicrtel
versuchten Spartakisten einen Überfall auf das dortige Depot
der Regierungstruppen in der Händelstraße . Der Kampf
dauerte eine halbe Stunde . Der Maschinengewehrkampf im
Charlottenburg -Moabiter Stadtviertel war um Mitternacht be¬
sonders lebhaft . «

Nach einer Meldung des 8 Uhr -Abend -Blattes sind bis jetzt
gegen 12VÜ Spartakisten verhaftet und ins Gefängnis einge¬
liefert worden . Das Gros der Verhafteten stellen wieder Ju¬
gendliche und unreife Burschen , die sich jetzt als harmlose Pas .
santen hinstcllen und unabsichtlich in die ganze Geschichte hin -
eingeraten sein wollen .

Die Zahl der standrechtlichen Erschießungen im Laufe der
beiden ersten Tage der Standrechtserklärung in Berlin hatte
gestern abend 150 überschritten .

Der 'krampt gegen Licbtenberg .
* Ern vom 10. März datierter Bericht aus Berlin besagt :
Seit heute morgen ist der Kampf gegen Lichtenberg , die

Hochburg der Spartakisten , in vollem Gang . Gleich bei Tages¬
grauen setzte der Kampf mit voller Heftigkeit ein Die unter
einheitlicher Leitung stehenden Batterie » eröffneten um 5 )4
Uhr morgens das Feuer . Die erste Welle wurde auf den Ring¬
bahnhof , die Frankfurter Allee und das dahinter gelegene Ge¬
lände gelegt . Erst nach gründlicher Artillerievorbereitung sollen
Stoßtrupps Vorgehen . ' Es ist beabsichtigt , die heutige Aktton
möglichst einheitlich durchzuführen , um die Abschnürung Lich-
tenbergs zu gewährleisten . Seit dem frühen Morgen liegt
Lichtenberg unter Feuer . Zahlreiche Granaten schlagen in der
Nähe der Markthalle in der Frankfurter Allee ein , wo die
Spartakisten sich eingenistet haben ; sie haben dort eine starke
Barrikade aus Eisenbahnschienen , Papierrollen , Balken und
Pflastersteinen errichtet und eine Art Unterstand geschaffen , um
vor den Splittern der einschlagenden Geschosse Schutz zu fin¬
den . Die Bevölkerung , die aus den Häusern flüchten wollte ,
wird von den Spartakisten gezwungen , dort zu bleiben und
auszuharren ; man will so die Wirksamkeit des feindlichen
Feuers nach! Möglichkeit abschwächen.

Dem Berichterstatter einer Berliner Lokalkorrespondenz ge-
lang es , bis an die spartakistische Artillerie im Stadtpark her¬
anzukommen . Zwischen den Bäumen haben die Kommunisten
vier Geschütze eingebaut , aus denen sie unaufhörlich Schutz
auf Schuß herausjagen . Die Mündungen der Kanonen sind
mit Reisig verkleidet , um gegen Fliegersicht gedeckt zu fein . Zwei
Lastkraftwagen mit Munition stehen etwa 500 Meter weiter
hinten . Um 7 Uhr morgens erschien der erste Flieger der Re¬
gierung ; er entdeckte die eingebaute Artillerie der Kommuni .
ften und dirigierte nun das Feuer der Regierungsartillerie dort -
hin . Die Spartakisten hielten anfangs aus , dann aber , als
Granate auf Granate heransauste , räumten sie ihre Stellung
fluchtartig und zogen sich nach 7sh Uhr in Richtung Biesdorf
zurück ; etwa zehn oder zwölf Mann , die schwer verwundet wa¬
ren , mußten liegen bleiben . -

Bemerkenswert ist, daß in der letzten Nacht die Spartakisten
die Geschäfte , die noch unversehrt waren , ausgeraubt haben .

An oen Grausamkeiten gegen die gefangenen Regierungssol .
baten in Lichtenberg haben sich , wie schon mehrfach gemeldet
wurde , auch Weiber in unmenschlicher Weise beteiligt . Ein
gefangener Soldat wurde von etwa 30 Menschen , darunter
vielen Frauen , zunächst durch unzählige Stiche mit Taschen ,
meffern schwer verwundet . Die Kopfhaut hing ihm in großen
Fetzen vom Haupte . Ein Weib stieß ihm mit einem Messer in
den Hals , so daß die Schlagader aufgerissen wurde und der
Verwundete zu Boden sank. Er wurde nun wie ein Klotz zur
Seite gestoßen , doch gleich darauf warf sich eine Anzahl Beider
aus ihn und zertrat ihn .. In der Frankfurter Mee wurde ein
gefangener Soldat buchstäblich nackt ausgezogen , in diesem Zu -
stand auf die Straße gestellt mid mit Handgranaten beworfen ,
bis sein Leichnam in Stücke z .^ feht war . Nach weiteren amt¬
lichen Meldungen aus Lichtenberg iibertreffen die Zustände , die
jetzt dort herrschen , alles , was in den schlimmen Tagender Bol .

- schewikiherrschaft in Petersburg und Moskau bekannt wurde .
Jeder besser gekleidete Mensch wird von dem Pöbel überfallen ,
seiner Kleidung bis auf das Hemd beraubt und totgeschlagen .
Es liegen bereits eine ganze Reihe von solchen Fällen vor , an
denen sich wieder zahlreiche Weiber beteiligten .

Auslösung des Demobllmacbungsamts .
* Wie mitgeteilt wird , v» rd beabsichtigt , das Demobilma¬

chungsamt am 1 . April aufzulösen und die sonst von ihm
bearbeiteten Angelegenheiten dem Reichswirtschaftsamt zuzu -
führen .

Vom Tage.
(Die Politik der Entente . Zur innerpolitische « Lage .)

Der Zeitungsleser wird augenblicklich mit einer wahren
Sintflut von Nachrichten und Mitteilungen über-
schwemmt^ die, zumeist aus der Ententepresse übernom¬
men , all die schönen Pläne und Absichten enthüllen , mit
denen sich die Entente uns gegenüber trägt? Es ist er¬
staunlich, was die Entente von uns alles haben will und
was sie uns alles aufzuerlegen gedenkt. Wir können nur
froh sein, daß sie von uns nicht auch noch verlangt , wir
sollten für sie auf den Mond klettern oder zu ihrem Ver¬
gnügen ein halbes Jahr lang Kopf stehen ! Ob die franzö -
fischen und englischen Staatsmänner Wohl selber glauben ,
daß sie ihre aberwitzigen Forderungen in die Wirklichkeit
umsetzen und praktisch durchführen können? ! Wir haben
von der politischen Klugheit dieser Männer bisher doch
bessere Vorstellungen gehabt. Daß sie uns gegenüber eine
Politik der Schikane und der Quälerei befolgen würden ,
haben wir von vornherein angenommen . Daß sie aber den
vollendetenAberwitzzurGrundlageihrer
gesamten Zukunftspolitik machen würden ,
hätten wir nicht gedacht ; davon haben wir uns erst in
den letzten Wochen überzeugen dürfen . Wilde Rachsucht
und blinde Habgier verschlingen sich mit dieser Politik
des Aberwitzes Zu einem bunten Reigen , der andauern
wird , bis die furchtbare Katastrophe über die ganze Welt
hineinbricht und auch die Macht der Sieger zertrümmert .
Dann wird es natürlich zur Einsicht und zum Einlenken
zu spät sein .

Eigentlich hätten wir ja Veranlassung , bei diesem gan¬
zen widerwärtigen Schauspiel doch noch ein bißchen stolz
auf uns zu sein . Wie riesengroß muß der Respekt sein,
den deutscher Fleiß und deutsche Kipft dem Gegner abge-
rungen haben, und wie zähneklappernd muß die
Angst sein , die namentlich die Franzosen vor einem
wiedererstarkten Deutschland empfinden,' wenn die En¬
tente glaubt , uns derartige wahnsinnige Bedingun¬
gen auferlegen zu sollen? ! Diese Bedingungen haben
drei Ziele im Auge . Das politische Ziel heißt : Abschnü¬
rung Deutschlands von dem übrigen Europa durch Bil¬
dung von Pufferstaaten , die sich wie ein Kranz um das
Reich legen , und bei deren Konstruktion es garnicht dar¬
auf anzukommen braucht , ob deutsche Gebiete dabei annek-
tiert werden oder nicht . Das wirtschaftliche Ziel
heißt : Sklavische Abhängigkeit Deutschlands von der En-
tente , die von sich aus bestimmen wird , was wir zu ar-
beiten haben , was wir zu essen bekommen , und wie¬
viel wir abzuliefern haben; eine selbständige wirtschaft¬
liche Existenz , ein freier Handel soll ausgeschlossen sein.
Das militärische Ziel heißt : Entwaffnung Deutsch¬
lands und Beseitigung aller Möglichkeiten zur Bildung
eines wirklich schlagfertigen Heeres.

Die Bedingungen im Einzelnen , die diesem Programm
dienen sollen , sind mit einem Raffinement ersonnen, das
ebenso teuflisch , wie niederträchtig ist , das aber mit allen
zu fein gesponnenen Dingen das Eine gemeinsam hat,
daß es der Gewalt der tatsächlichen Verhältnisse und der
wirklichen Entwicklung nicht standhalten wird. Wir kön¬
nen heute schon der Entente mit aller Ruhe erklären, daß
ihre - aberwitzigen Bedingungen nicht einmal dann durch-
geführt werden könnten, wenn sie von uns unter dem
Zwang der Gewalt angenommen würden. Der Wahnsinn
kann eine Einzelerscheinung sein und als solche Fürchte»
liches begehen , der Wahnsinn kann auch gelegentlich epi¬
demisch austreten und ganze Volksschichten ergreifen ,
aber der Wahnsinn kann niemals zu einem
beherrschenden Faktor für das gesamte
Weltgeschehen werden .

Die Entente wird selbst sehr bald einsehen, daß ihr gan-
zes Programm nicht bloß ein Verbrechen , sondern auch
eine Dummheit ist. Sie wird sich sehr bald vor die
Wahl gestellt finden , entweder unsere Selbständigkeit in
einem meinetwegen begrenzten Rahmen wieder herzu-
stellen oder aber ganz Mitteleuropa in irgend
einer Form zu annektieren , es zwangs¬
weise zu besetzen und es zwangsweise zu
verwalten . Eig Mittelding wird es auf die Dauer
nicht geben können . Und daß die zweite Möglichkeit, also
die Besetzung und Verwaltung Mitteleuropas , nur dazu
geeignet sein wird , dem Bolschewismus den Sieg
über die ganze Erde zu verschaffen , das scheint uns heute

Mit zwei Beilagen : 5. und 6 . öffentliche Sitzung der verfassunggebenden badischen Nationalversammlung .



sonnenklar zu sein. Also wird der Entente Wohl nichts
anderes übrig bleiben müssen, als doch noch einzulenken
und der Vernunft wenigstens zum Teil wieder die Stel¬
lung einzuräumen , die ihr zukommt. Je eher sie daS tut
um so besser für sie selbst. Je später sie es tut , um so
furchtbarer werden die Folgen auch für die Westmächte
sein.

Was die innerpolitische Lage bei uns betrifft ,
so steht auch sie nach wie vor im Zeichen der Zerrüttung
und der Unvernunft . Sie konnte nicht besser gekennzeich¬
net werden als es durch dieRededesReichsernäh -
rungsministers Schmidt in Weimar geschehen
ist. Diese Rede verdient die Bezeichnung einer befreien¬
den Tat , da sie, mit autoritativer Wucht ausgestattet , in
klarer und sachlicher Weise die Dinge schonungslos so schil¬
dert, wie sie wirklich liegen . Ohne viel große Worte zu
machen, hat der Reichsernährungsminister die Sinnlosig¬
keit und Gefährlichkeit der Streiks und der Putsche über¬
zeugend nachgewiesen, in Darlegungen , die vielleicht das
Beste sind , was bisher über das Thema gesagt wor¬
den ist.

Ganz vortrefflich ist es , daß Schmidt die Arbeiter
mit allem Nachdruck darüber belehrt, daß sie selbst
daran schuld sind, wenn wir keine Lebensmittel bekom¬
men , da sie durch ihre sinnlosen Streiks uns die Zah¬
lungsmittel , die wir haben, nämlich Kohlen , Kali
und Eisen, aus der Hand schlagen . Selbst unter
deni drückenden Zwang der Verhältnisse , wie er-' sich aus
den Waffenstillstandsbedingungen ergeben hat, wäre es
möglich gewesen, aus dem neutralen Ausland diese oder
jene wichtigen Lebensmittel zu beziehen, wenn wir in der
Lage gewesen wären , diese Lebensmittel mit der Lieferung
von Kohlen , Kali oder Eisen zu bezahlen . Denn selbstver¬
ständlich gilt das schöne Papiergeld , mit dem wir im Jn -
lande bezahlen, im Auslande nichts. Bezahlen kön -
nenwirnurmitdenfürdasAuslandwert -
vollen Produkten unserer Arbeit . Wird diese
Produktion durch Streiks und Unruhen unterbunden oder
gar lahm ge ! egt, wie das ja bei uns der Fall ist, so können
wir auch nicht bezahlen ; und dann bekommen -wir natür¬
lich auch nichts geliefert .

Der Reichsernährungsminister weiß selbst nicht mehr,wie er die Versorgung der Großstädte mit Lebensmitteln
regeln soll, wenn der Zustand der Streiks und Un¬
ruhen bleibt . Auch die Versorgung der Städte mit Milch
ist in Frage gestellt. Und mit Recht hat der Minister aus¬
gerufen : „Was ist das für ein politischer Kainpf um Frei¬
heit und Recht , wenn die unschuldigen Kinder davon in
erster Linie , betroffen werden ? ! " Allenthalben sieht man ,
daß auch in der Arbeiterbewegung gerade die einen un¬
heilvollen Einfluß ausüben , die bisher abseits von der
ruhigen , zielbewußten Arbeit der Gewerkschaften gestan¬
den haben, daß Leute die Führung an sich reißen dürfen ,
die nicht aufbauen , sondern nur zertrümmern wollen
„Diese Kreise müssen umkehren, wenn sie nicht Verbrecher
sind." Dem Reichsernährungsminister ist daraufhin zu¬
gerufen worden : Siesind es , sie sind Verbrecher. Und ,
die so riefen , haben damit nur zur Recht gehabt.

Was Schmidt über die Zwangswirtschaft ge¬
sagt hat, wird man aus vollster Überzeugung unterschrei¬
ben dürfen . Er will die Zwangsbewirtschaftung für Brot -
getreide, Fleisch, Milch und Kartoffeln beibehalten , für die
anderen Lebensmittel aber einen Abbau bezw . eine
Einschränkung der Zwangswirtschaft eintreten lassen ;
allerdings nur in der Voraussetzung , daß der Handel
sich seiner Pflicht gegen die Gesamtheit bewußt bleibt und
nicht etwa durch Wucherpreise die Regierung von neuem
zwingt , die Zwangsbewirtschaftung all er ' Lebensmittel
durchzuführen. Die Rede des Reichsernährungsministers
ist von der Mehrheit niit lebhaftem Beifall ausgenommen
worden . Hoffentlich wird sie von allen Kreisen unseres
Volkes , namentlich aber von den Kreisen der Arbeiter¬
schaft , ihrer Bedeutung nach gewürdigt und beachtet wer¬
den . X

Deutsche Nationalversamm¬
lung .

Bei Eröffnung der gestrigen Sitzung teilte Präsident Fehren -
bach mit , daß die Beerdigung des in Halle ermordeten Oberst¬
leutnants von Klüber heute nachmittag um 3 Uhr dort statt¬
findet. Die Nationalversammlung wird durch eine Abordnung
an der Beerdigung vertreten sein und .einen Kranz an ' der
Bahre des Verstorbenen niederlegen . Die Nationalversamm¬
lung hörte die Worte der Anerkennung und des Dankes für
de » im Dienste Hingemordeten stehend an .

Auf der Tagesordnung stehen zunächst Anfrage «.
Auf die Anfrage des Abg . Lahmann (Soz .) , 'was die Regie¬

rung zur restlosen Erfassung der auf dem Lande vielfach ver .
borgen gehaltenen Kartofselbe stände zu tun ge-
denke , erwiderte

Ernährungsminister Schmidt, daß die zuständigen Behörden
wiederholt zur scharfen Bewachung aufgefordert wurden und
daß die Transporte beim Eintritt frostfreien Wetters in ver¬
stärktem Matze wieder ausgenommen werden würden .

Abg. Sillmann (Soz . ) fragt , ob die Regierung in der Lage
sei , die sofortige Aufhebung des Verbotes des Oberstkomman¬
dierenden der Alliierten zu erwirken, in den besetzten Gebiete»
Neuwahlen zu den Gemeiadewahlen vorzunehmen .

Staatssekretär Albrecht : Auf eine Anfrage der deutschen Re.
gierung hat General Nudant erwidert , die Besatzungsarmee
hätte ein Interesse daran , daß die gegenwärtig im Amt befind¬
liche Kommunalbehörde vorläufig noch bleibe. Die Erfüllung
dieser Forderung sei aussichtslos.

Es folgt die Interpellation Arnstadt urü» Gen . über das Ver¬
hältnis von Staat und Kirche .

Abg . Mumm (Deutsch-Nat . ) : Es ist das Empfinden weitester
Volkskreise , daß wir an der Schwelle eines neuen Kulturkamp¬
fes stehen . Unser armes Vaterland braucht im Innern und nach
außen Ruhe , aber die Herren Ebert und Scheidemann haben
ihm diesen Frieden nicht vergönnt . Eine ihrer ersten Taten

War, den Sprecher der freireligösen Gemeinde, Herrn Adolf
Hoffman» , an die Spitze des preußischen Kultusministeriums
zu stellen. Redner erörtert dann die vom sächsischen Volksbeauf¬
tragten Hug erlassene Verordnung über das Verhältnis von
Staat und Kirche . Hug habe auch die Simultanschule durchge¬
führt , ohne irgend für den konfessionellen Religionsunterricht
zu sorgen. Ebenso ist in Hamburg di« Brandfackel der religiösen
Zwistes in die Bevölkerung hineingeschleudert worden . In
Braunschweig hat man sich nicht einmal damit aufgehalten ,Verordnungen zu machen . Die Schulkinder der Hauptstadt wur¬
den hier von dem sogenannten Volkskommissar zu einer anti -
christlichen Weihnachtsfeier in dem Dome zusammengebkacht,bei der es geradezu unglaublich zuging. In Mecklenburg planendie Gewalthaber die konfessionslose Einheitsschule. Wir rufender Regierung zu . Keinen Schri, - » -
gesetzlichen Verordnungen . Wir fordern für unsere Kinder die
christliche Schule und den christlichen Religionsuntericht . Wie
positiv zu verfahren ist, zeigt Württemberg . Die deutsch - natio .
nale Volkspartej kämpft für die Erhaltung der kirchlichen
Grundlage im Staate , Familie und Schule . Die Seele der Ju¬
gend für den lebendigen Glauben zu gewinnen, ist des christ .
lichen Lehrers herrliche Ausgabe. Hier liegen die Kräfte , durch
die wir einer Zukunft gewiß sind .

Reichskolonialminister Dr . Bell : Der Minister des Innern ,der in dringender Reichsangelegenheit nach Berlin gerufen wor¬
den ist , hat leider der Verkehrsschwierigkeitenwegen nicht recht¬
zeitig hier erscheinen können . Ich habe im Namen der Reichs-
regierung folgende Erklärung abzugeben : Das Reich besitzt
gegenwärtig keine Zuständigkeit auf dem Gebiete des Unter -
richtswesens . Die Regierung kann deshalb nicht gegen etwaige
gliedstaatliche Eingriffe in der Regelung des Religionsunter ,
richtes Stellung nehmen . Inwieweit in der Reichsverfassung
Normativbestimmungen über das Unterrichtswesen « ufzuneh-
men sind, wird bei der Beratung der Reichsverfassung zu prü¬
fen sein.

Abg . Hellmann (Soz .) : Bei der Behandlung der Angelegen,
heit von Kirche und Staat hat sich die ganze Überhebung und
Herrschsucht der kirchlichen Kreise gezeigt. Die Kirche ist nur
eine vorübergehende Erscheinung. Die Kirche selbst hat Schuld
daran , daß fo große Teile des Volkes ihr feindlich gesinnt
sind . (Lärm und Widerspruch rechts und im Zentrum . ) Wir
geben aber ohne weiteres zu, daß die einzelstaatlichen Ein¬
griffe in den Religionsunterricht taktisch unklug und vielfach
auch taktlos toaren . Die waren auch undemokratisch, weil sie
der deutschen und den einzelstaatlichen Nationalversammlungen
Vorgriffen. Diese einzelstaatlichen Eingriffe entspringen letzten
Endes aber der langen und schweren Gewissensnot weiter
Kreise. Wir verlangen im Interesse der vollen Gewissensfrei¬
heit die Beseitigung des Religionsunterrichtes als besonderen
Unterrichtsgegenstandes . Die religionslose Schule soll nicht
religionsfeindlich sein, nur kirchenfrei . Unser Ideal ist die dul.
dende Menschlichkeit von Lessings . Nathan "

. Aber es ist un¬
möglich , die religiösen Unterweisungen mit einem Schlage zu
beseitigen und deshalb haben die Revolutionsregierungen falsch
gehandelt . Eine Übergangszeit ist notwendig.

Abg. Dr . Mansbach (Zentr . ) : Wir haben ein tiefernstes Bild
von den Mißgriffen einiger Gliedstaaten erhalten . Wir wollen,
daß der Religionsunterricht unter Aussicht der Kirche ein Teil
des Lehrplanes der Volksschule fei . Das Reich ist allerdings
nicht zuständig, aber eine freundnachbarliche Einwirkung wäre
möglich . Wir müssen Gewicht darauf legen, daß die Sicherstel¬
lung der staatsbürgerlichen Rechte des einzelnen und die Ge-
Wissens , und Religionsfreiheit in der Reichsverfassung festgelegt
werden . Das Beispiel anderer demokratisch regierter Staaten
zeigt, daß bei religiösen Freiheiten der Friede der Konfessionen
und die bürgerliche Wohlfahrt am besten gedeihen. Eine Kir¬
chen. und Schulpolitik a la Adolf Hofmann würde Deutschland
dem . vollen Untergange entgegenführen . Die Gesichtspunkte
des inneren und äußeren Friedens mahnen uns in der Kir¬
chen- und Schulfrage zu großer Vorsicht .

Hierauf werden die Verhandlungen aus 3 Uhr nachmittags
vertagt .

Abg. Weiß (Dem .) : Wir wollen das Verhältnis von Kirche
und Staat in möglichst religionsfreundlichem Sinne gelöst
wissen . Die Stellung und Bedeutung des Religionsunterrichtes
in der Schule hängt ganz von der Auffassung über die Staats ,
schule ab . Wegen der Mängel des Religionsunterrichts , die ich
durchaus nicht verteidige, soll man ihn aber nicht aus der
Schule herausnehmen , sondern daran arbeiten , um eine durch¬
greifende innere Reform des Religionsunterrichtes herbeizu -
führen . Ohne Religionskenntnis und religiöses Erleben dürfen
wir unsere Jugend nicht lassen . Gerade der Gedanke der Ein¬
heitsschule würde sehr darunter leiden, wenn die religionslose
Schule viele Eltern nötigen würde , ihre Kinder in religiöse
Privatschulen zu schicken . Möge ein festes, möglichst freigesinn¬
tes , aber auch fromm empfindendes Geschlecht erzogen werden,
welches das Erforschbare erforscht und das Unersorschbare
ruhen läßt . (Beifall bei den Demokraten , rechts und im Zen.
trum . Der Redner wird von vielen Abgeordneten, darunter
auch von Abg . Mumm beglückwünscht .)

Abg . Runkel (D . Vp .) : Der Religionsunterricht soll an
erster Stelle in der Volksschule stehen . Wir wollen Gewissens¬
freiheit für den Lehrer und das Kind und dann fordern Wir
Freiheit der Schulen von der geistlichen Aussicht .

Ministerpräsident Scheidemann : Wir waren für heute vor.
mittag auf die Fortsetzung der Sozialisierungsdebatte einge¬
richtet. Dccher kommt es, daß Reichsminister Preuß nicht zur
Stelle war . Wir haben nicht im geringsten di« Absicht gehabt,
etwa Obstruktion zu machen . Wenn Sie damit einverstanden
find, daß diese Frage zur Zuständigkeit der Reichsregierung
gehören soll, dann finden Sie meine, volle Zustimmung .

Abg . Frau Zietz (U . S . ) : Die Revolution hat kraft eigenen
Rechts in den einzelnen Bundesstaaten die Verweltlichung der
Schulen durchgescht . Wir verlangen die Einheitsschule, die eine
Weltliche und Ilrbeitsschule sein soll. Wollen die Eltern ihren
Kindern Religionsunterricht geben lassen, so kann daS außer ,
halb der Schulen geschehen.

Nächste Sitzung Mittwoch 2 Uhr: SozialifierungSgesetz, Koh¬
lenwirtschaftsgesetz. Schluß X6 Uhr.

Wadiscber Teil .
** Seit der Besetzung von Kehl wurde die Zentralstelle

der heimkehrenden elsaß-lothringischen Flüchtlinge von
nicht altdeutscher Abstammung und der in
Deutschland ansässig gewesenen Elsässer und Lothringer
welche diese Eigenschaft vor 1870 besessen , vom Bezirks¬
amt Kehl nach Appenweier in das Bahnhofsgebäude ver-
legt .

Die Adresse dieses Delegiertem wird daher in Zukunft
lauten : Delegierter für die elsaß-lothringische Flücht-
lingsfllrsorge Jul . Bauer , Appenweier , Bahn¬
hofsgebäude . Sprechstunde zweimal wöchentlich, Mitt¬
woch ? und Samstags nachmittags 4 Uhr.

" Zur Unterbringung von Schwerbeschädigten , ins¬
besondere schwerbeschädigten Kriegsteilnehmern hat - aS
Reichsamt für wirtschaftliche Donwbilmachung unterm
9 . Januar 1919 eine Verordnung erlassen, die durch eine
Verordnung vom 1 . Februar 1919 und eine badische Voll -
zugsvervrdnung vom 7 . März 1919 ergänzt würde . Dies«
Verordnungen bestimmen im wesentlichen folgendes :

Schwerbeschädigte find alle Personen , die eine Militär -
reute von 50 oder mehr vom Hundert der Vollrente be¬
ziehen , und ein in 8 3 der Reichsverordnung bezerchneter
cheitgezogener Kreis von anderen Personen , die 50 oder
mehr vom Hundert ihrer Erwerbsfähigkeit eingebüßt
haben.

Alle öffentlichen und privaten Betricke , Büros und
Verwaltungen sind verpflichtet, auf je 100 insgesamt
vorhandene Beamte , Angestellte und Arbeiter einen
Schwerbeschädigten zu beschäftigen. Bei der Feststellung
der Zahl der zu Beschäftigenden sind mehrere Betriebe ,
Büros und Verwaltungen desselben Arbeitgebers zu-
sammenzufassen .

Für die landwirtschaftlichen Betriebe gilt dasselbe mit
der Maßgabe , daß die Verpflichtung zur Beschäftigung
eines Schwerbeschädigten aus je 50 Beamten , Angestellte
und Arbeiter festgesetzt wurde .

Unbesetzte Arbeitsplätze für Schwerbeschädigte sind jn
Baden jeweils unverzüglich dem Landesarbeits¬
nachweis für Kriegsbeschädigte in Karls¬
ruhe , Zähringer st r . 100 , zu melden . Dies«
Stelle vermittelt auch Schwerbeschädigte für geeignete
Posten , die über das gesetzlich vorgeschriebene Maß
hinaus zur Verfügung stehen.

Schwerbeschädigte dürfen nur nach Anhörung der An¬
ständigen Arbeitnehmerausschüsse und nur unter Jnne -
haltung einer 14 tägigen Kündigungsfrist entlassen wer¬
den, sofern sie nicht nach Gesetz oder Vertrag auf eine
längere Kündigungsfrist Anspruch haben. Die Kün¬
digung (nicht etwa erst der Austritt ) ist dem Landes -
arbeitsnachweis für Kriegsbeschädigte in Karlsruhe un¬
verzüglich anzuzeigen . Vor dem 16 . März sind Entlas¬
sungen überhaupt nicht zulässig .

Auch Betricke , Büros ôder Verwaltungen , die ohne
dazu verpflichtet zu sein oder über ihre Verpflichtung
hinaus Schwerbeschädigte beschäftigen, sind an diese Kün¬
digungsfrist und Meldepflicht gebunden . Diese ist im
Interesse der rechtzeitigen Unterbringung arbeitslos
werdender Schwerbeschädigter notwendig , doch bleibt das
Recht zur sofortigen Entlassung oder zum sofortigen Aus¬
tritt des Arbeitnehmers aus einen, durch Gesetz aner¬
kannten wAhtigon Grunde unberührt .

Private Arbeitgeber , die sich der Verpflichtung zur
Beschäftigung Schwerbeschädigter und der Meldung un¬
besetzter Arbeitsplätze für solche in schuldhafter Weise
entziehen , können von den Schlichtungsausschüssen für
jeden einzelnen Fall mit -einer Buße bis zu 10 000 M .
belegt werden , die vom zuständigen Demobilmachungs - .
kommissar für vollstreckbar erklärt werden kann und wie
die Gemeindeabgaben bergetrieben wirb . ^

Vadiscbe verfassunggebende Matlonal -
versammlung .

In der Nationalversammlung wurden folgende neue Inter¬
pellationen eingebracht:

Interpellation der Abgg . Schell und Gen ., das stehende Heer
und die Landarbeiterfrage betr . :

„ Ist es der Regierung bekannt, daß bei den militärischen
Formationen in unserem Lande noch eine große Anzahl von
Berusslandwirten steht , deren Arbeitskraft zur Bestellung der
Frühjahrssaat in der Heimat bei dem auf dem Land herrschen-
den Motorischen Arbeitermangel dringend notwendig ist, und
was gedenkt die Negierung zu tun , um die Entlassung dieser
Mannschaften in kürzester Frist zu erreichen? "

Interpellation der Abg . Seubert und Gen ., die Lebensmittel »
fürsorge , hier Branntwein -Erzeugung und -Verkehr betreffend :

„ Was hat die Regierung unternommen und was gedenkt sie
noch zu tun , um endlich Freiheit für Brennerei und Handel
mit Branntwein herbeizuführen , nachdem Alkohol für die
Kriegführung nicht mehr nötig ist ? "

Dss Abflndungsgeselz
das die finanziellen Verpflichtungen des neuen badischen Stau -
tes mit der Großherzoglichen Familie regelt, ist , wie die oe.
hört , seiner endgültigen Abfassung nahe . Man erfährt , daß
darin die badische Volksregierung ein sehr weitgehendes und
vornehmes Entgegenkommen gegenüber der Grohherzoglichen
Familie bezeugt. Außer einer finanziellen Abfindung , die in
das Staatsschuldbuch eingetragen werden soll, wird dem Groß¬
herzog einer der ertragreichsten badischen Forsten , nämlich der
jagdreiche Wald bei Kaltenbrunn , und die Schlösser Baden .
Baden , Freiburg und Badenweiler zugewiesen werden.

Auflösung der Arbeiterräte ln der neu¬
tralen Tone .

oc. Von der Landeszentrale der Arbeiter -, Bauern - arid
BolkSräte wird uns geschrieben : In den Waffenstillstandsbe¬
dingungen ist u . a . ein Verbot der Arbeiterräte in der neu .
traten Zone ausgesprochen. Man durste zunächst annehmen ,
daß auf die sofortige Beachtung dieses Verbotes nicht bestanden
würde . Nun aber politische Wirrköpfe in Mannheim mit ihrem «
Putschversuch vom 22 . Februar so viel Unheil angerichtet haben
(bekanntlich wurde deswegen die Rheinbrücke gesperrt , wodurch
tausende Arbeiter ihren Verdienst verloren ) kommt auch diese
harte Klausel des Waffenstillstandsvertrages für die revolu -
tionäre Arbeiterschaft zur Anwendung. Der französische Ab-
fchnittskommande»r bestand bekanntlich auf Einholung der
seit 9 . November auf dem Mannheimer Schloß aufgezogenen
roten Fahne ; er fordert jetzt die restlose Waffeneinziehung und
die Wiodereinbringung der befreiten Gefangenen . Und er will,
falls diese Bedingungen nicht erfüllt und nicht auch sofort die
ArbeiterrSte aufgehoben werden, weitere Konsequenzen ziehen.
Vielleicht denkt er an die Besetzung der Städte Mannheim und
Karlsruhe mit afrikanischen Truppen .

Dieses Unheil hat die Bevölkerung den Terroristen von
Mannheim zu verdanken, welche die Räterepublik ausgerufen
haben und für die begangenen Verbrechen moralisch vercmt»



wörtlich find . Ihnen hat man es zu danken, wenn nun auch
die Arbeiterräte in der neutralen Zone, genau so wie im be¬
setzten Gebiete, ihre Tätigkeit einstellen müssen . Für die Re¬
gierung ist dieser Vorgang um so unangenehmer , als sie die
Auflösung der Arbeiterräte in die Wege leiten mutz. Im übri¬
gen fällt die Verantwortung der U .S .P . zu, welche es duldet,
dass ein kleiner Teil ihrer Anhänger durch ein sinn- und der-
antwortungsloses Treiben derartige Komplikationen und poli¬
tische Nachteile heraufbeschwören.

Rlacbweben des Mannheimer putscbes .
oc . Die Staatsanwaltschaft in Mannheim erlätzt soeben eine

Aufforderung , in welcher sie im Interesse der ganzen Bevölke -
rung dringend um Mitteilungen bittet, durch welche die Ermit¬
telung der bei dem Putsch am 22 . Februar aus dem Gefängnis
entkommenen gemeingefährlichen Verbrecher ermöglicht wird .Aus den Mitteilungen der Staatsanwaltschaft wird jetzt erst
ganz deutlich ersichtlich, zu welch wüsten Ausschreitungen es
gekommen ist. Eine ganze Reihe von Privathäusern ist näm¬
lich von den Plünderern heimgesucht worden, die sich zu Räu¬
berbanden zusammengeschloffen hatten . Vielfach wurden die
Bewohner durch die schwer bewaffneten Banden gezwungen,
größere Geldbeträge herzugebrn und andererseits sprengten
die Banden die Eingänge und stahlen was ihnen in die Hände
siel. Viele der Täter sind noch unbekannt . Ein Teil der Bur¬
schen war noch in der Putschnacht festgenommen worden , mutzteaber unerkannt wiÄer entlassen werden, weil in den verwü¬
steten Gefängnissen njemand untergebracht werden konnte.
Letzter Tage ist es gelungen , zwei Kraftwagen , beladen mit Le¬
bensmittel , Decken, Kleidungsstücken usw. alles Dinge , die aus
dem Landesgefängnis bei den Plünderungen fortgeschlepptworden waren , anzuhalten und zu beschlagnahmen.

Weiter wird aus Mannheim gemeldet : Zur Erwirkung der
Aufhebung der Brückensperre war letzten Freitag eine Delega¬
tton des Bezirkskommandos Stadt bei dem französischen Kom¬
mando in Ludwigshafen, dem sie die grossen Härten und Schwie¬
rigkeiten für die Bevölkerung der beiden Städte eingehend dar¬
legte. Der französische Kommandant erklärte sich bereit, für
die Öffnung der Brücke beim General Gerard in Landau hin¬
zuwirken, wenn die rote Fahne vom Schlosse , die für die Fran¬
zosen ein Symbol des Aufruhrs sei, verschwinde . Ferner ver¬
langte er Auskunft , ob die Mehrzahl der befreiten Gefangenenwieder eingebracht und die in unbefugten Händen befindlichen
Waffen abgeliefert seien. Der Vollzugsausschutz wollte die
Wiedereröffnung der Rheinbrücke nicht an der roten Fahne
auf dem Schloss scheitern lassen und lieh sie entfernen . Be¬
züglich der Gefangen ^ » konnte erklärt werden , dass die Mehr¬
zahl eingebracht sei , nach den andern eifrig gefahndet werde
und datz mit der Einbringung der Waffen ebenfalls begonnen
sei . Binnen kurzem werde die restlose Entwaffnung der Be¬
völkerung erfolgen.

Baden und die Sommerzeit .
LL . Eine endgültige Entscheidung darüber , ob auch in diesem

Jahre die Sommerzeit eingeführt werden soll oder nicht, ist,wie an zuständiger Seite verlautet , bisher noch nicht gefallen .Die Reichsleitung soll die Absicht haben, wiederum die Durch¬
führung der Sommerzeit anzuordnen ; sie stützt aber damit in
Baden auf entschiedenen Widerstand, da man dort auf die
bäuerliche Bevölkerung nach Tunlichkeit Rücksicht nehmen will,die, wie in früheren Jahren der Sommerzeit gegenüber sich
ablehnend verhält .

Lin Antrag suk Regelung bezw. Ab- ^
scbaMmg der Veamtenpensionen .

oe . Der Bolksrat in Konstanz hat der Fraktion der sozial¬
demokratischen Mehrheitspartei bei der deutschen Nationalver¬
sammlung und der Fraktion der sozialdemokratischen Partei der
badischen Nationalversammlung Vorschläge zur Regelung bezw.
Abschaffung der Beamtenpensionen gemacht. Darin wird aus -
geführi , dass alle Pensionäre weiter ihre Pension beziehen und
sämtliche bei Inkrafttreten des betr . neuen Gesetzes bereits
angestellte Beainte ihr Recht auf Pensionen behalten sollen.Keine Pension soll aber fortan mehr als 30V M - monatlich be¬
tragen . Für alle künftig neuanzustellenden Beamten soll die
Pension ein für allemal abgeschäfft sein, dagegen sollen sieein solches Gehalt beziehen, dass sie auch für das Alter etwas
sparen können.

*

Aus dem badlscben pärteileben .
* In Mannheim haben sich geistige Arbeiter beiderlei Ge¬

schlechts zu einer neuen Politischen Partei , der Partei der
geistigen Arbeiter Deutschlands, „Badischer Ring "

, zusam¬
mengetan . Die Gründungsversammlung der Landespartei
soll demnächst erfolgen.

Brurze Nacbrlcbten aus Kaden.
BL . Baden -Baden, 11 . März . Oberstleutnant und General ,

stabschef Robert von Glüber , der in Halle von den Spartakisten
ermordet wurde, ist ein Sohn der Frau General von Glüber
hier . Der Ermordete hat im Kriege eine ehrenvolle militärische
Laufbahn zurückgelegt und neben anderen hohen Auszeichnun¬
gen auch den Orden pour le mxrite erhalten .

SO Ladenburg a. N., 11. März . Unter grosser Beteiligung ,
besonders der Vertreter der Behörden und ehemaliger Schüler
feierte die landwirtschaftliche Kreiswinterschule LadeUbutg in
der städtischen Turnhalle ihr öüjähriges Bestehen. Die Festrede
hielt der Leiter der Anstalt, Okonomierat Kuhn , die Glück¬
wünsche der Regierung und der Kreisverwaltung äberb .rachte
Landeskommissär Geh. Oberregierungsrat Dr . Clemm -Mann -
heim und die Glückwünsche der Stadtverwaltung Bürgermeister
Dr . Fritsch.

oc - Freiburg , 10. März . Der Stadtrat hat beschlossen , beim
Bürgerausschuss die Aufnahme eines Kredits in Höhe von drei
Millionen Mark für die Erstellung von Notwohnungen und
Beschaffung .von Arbeitsgelegenheit zu beantragen . — Das
Standortkommändo hat nun von der Regierung den Auftrag
erhalten » in der Stadt Freiburg ein Freiwilligenbataillon auf¬
zustellen.

oc. Billingen , 10. März . Die hiesige Baugenoffenschaft hat
beschlossen, mit der Erstellung von 35 bis 4V Wohnungen in
diesem Frühjahr zu beginnen.

Nus der Landeshauptstadt .
Der Ausschuß für Vaterländische Bolksfeiern hat sich mit

Beschluss vom 1 . März aufgelöst, nachdem er schon im vorigen
Herbst unter dem Zwang der Ereignisse seine Tätigkeit einge¬
stellt hatte . Er hat in den Jahren 1916—18 mit Hilfe von
freiwilligen Kräften im ganzen 33 grössere und kleinere Volks¬
feiern veranstaltet . Seinen Kassenbestand mit rund 1200 M .,
der zum grössten Teil aus Sammlungen stammt , wurde dem
Verein für Ferienkolonien zur Verfügung gestellt und seine
Atten wurde» dem städtischen Archiv übergeben.

LtaÄtssnzekger.
Bekanntmachung.

Das Reichsamt für wirtschaftliche Demobilmachung hat un¬
term 9 . Januar und 1. Februar 1919 die nachstehend-» Ver¬
ordnungen über Beschäftigung Schwerbeschädigter erlassen :

8 1 .
Alle öffentlichen und privaten Betriebe, Bureaus und Ver-

Wallungen sind verpflichtet, auf je hundert insgesamt vorhan¬dene Beamte, Angestellte und Arbeiter ohne Unterschied des
Geschlechts mindestens einen Schwerbeschädigten zu beschäfti¬
gen. Bei der Feststellung der Zahl der Beschäftigten sind meh¬rere Betriebe , Bureaus und Verwaltungen desselben Arbeit -
gebers zusammenzufaffen.

Für die Landwirtschaft giü vorstehendes mit der Matzgabe,
dass an die Stelle der Zahl hundert die Zahl fünfzig tritt .

Unbesetzte Arbeitsplätze für Schwerbeschädigte ( 88 1 und 2)
sind jeweils unverzüglich bei der Hauptfürsorgeorganisationoder der von ihr bezeichneten Stelle anzumelden, welche ge¬
eignete Personen mit tunlichster Beschleunigung nachweist.

8 2.
Uber das Matz des 8 1 hinaus sollen etwa noch vorhandene

Arbeitsplätze, die für die Beschäftigung Schwerbeschädigter K -
eignet sind, mit Schwerbeschädigten besetzt werden, soweit sie
nicht bereits von anderen Personen mit entsprechend be-
schränkter Erwerbsfähigkeit eingenommen werden.Die Arbeitsnachweise find verpflichtet, solche ihnen bekannten
Arbeitsposten den Fürsorgestellen der Kriegsbeschädigtenfür¬
sorge zu benennen .

8 3.
Schlverbeschädigte im Sinne dieser Verordnung find alle Per¬

sonen, die auf Grund des Mannschastsversorgungsgesetzes vom
31 . Mai 1906 ( Reichß-Gesetzbl . S . 593) wegen einer Dienstbe -
fchädigung eine Militärrente von 50 oder mehr vom Hundertder Vollrente beziehen .

Ihnen stehen gleich:
») Personen , die auf Grund des 8 35 des Ofsizierpensions -

gesetzes vorn 31 . Mai 1906 ( Reichs -Gesetzbl . S . 665 ) in¬
folge einer durch den Krieg herbeigeführten Dienstbeschä¬
digung eine Pension beziehen, der eine Beeinträchtigung
der Ecwerbsfähigkeit um 50 oder mehr vom Hundert zu-

. gründe liegt,
d) die nicht unter a fallenden im Ofsizierpensionsgesetze

vom 31 . Mai 1906 ( Reichs - Gesetzbl . S . 565 ) benannten
Personen , welche infolge einer Dienstbeschädigung nach
de» Vorschriften des Gesetzes eine Pension beziehen und
ausserdem gemäss Abs. 3 den Nachweis erbringen , daß ihre
Erwerbsfühigkeit durch die Folgen der Dienstbeschädigung
um mindestens 50 vom Hundert beeinträchtigt ist,

c) Personen , die auf Grund der reichsgesetzlichen Unfallver¬
sicherung oder entsprechender landesrechtlicher Vorschrif¬
ten eine Unfallrente von 50 oder mehr vom Hundert der
VoArente, oder auf Grund des Unfallfürsorgegesetzes
vom 18. Juni 1901 ( Reichs -Gesetzbl . S . 211 ) eine Pen¬
sion beziehen, die einer Einbutze an Erwerbsfähigkeit
um 50 oder mehr vom Hundert entspricht.

Die im Abs . 2 Ziffer t> bezeichneten Personen , welche An¬
spruch auf Beschäftigung nach dieser Verordnung etlheben, ha¬
ben sich unter Vorlegung eines amtsärztlichen Zeugnisses, aus
dem die Art der Dienstbeschädigung , der dadurch hervorgeru¬
fene Zustand und sein Einfluss auf den Gebrauch der geistigen
und körperlichen Kräfte hervorgehen muh, bei dem Versor¬
gungsamte des für ihren Wohnsitz zuständigen Generalkom¬
mandos zu melden. Diese Stelle befindet nach freiem Er¬
messen darüber , ob die Erwerbsfähigkeit in dem nach Abs . 2
Ziffer d erforderlichen Masse beeinträchtigt ist und erteilt
hierüber eine Bescheinigung.

8 4.
Die Durchführung der Vorschriften über die Beschäftigung

Schwerbeschädigter (88 1 , 2) ist im Benehmen mit den Haupt -
fürforgeorganisationen der Kriegsbeschädigtenfürsorge in pri -
vaten Betrieben , Bureaus und Verwaltungen von den Demo¬
bilmachungskommissaren, in öffentlichen Betrieben , Bureaus
und Verwaltungen einschliesslich derjenigen der Gemeinden
und Gemeindeverbände von den die allgemeine Dienstaufsicht
ausübenden Behörden ständig zu überwachen. Die Über¬
wachungsstellen sowie deren Organe sind in Ausübung der
Überwachung befugt, jede ihnen erwünscht erscheinende Aus¬
kunft einzuholen.

8 3.
Schwerbeschädigte dürfen nur nach Anhörung der bestehen,

den Arbeitnehmerausschüsse und nur unter Jnnehaltung einer
vierzehntägigen Kündigungsfrist entlassen werden, sofern sie
nicht nach-Ge,etz oder Vertrag auf eine längere Kündigungs -
frist Anspruch haben. Die Kündigung ist der im 8 1 Abs . 3
bezeichneten Stelle unverzüglich anzuzeigen.

Diese Vorschriften gelten auch für Betriebe, Bureaus und
Verwaltungen , die , ohne unter die 88 1, 2 zu fallen oder über
ihre aus dieser Verordnung sich ergebende Verpflichtung hin -
aus , Schwerbeschädigte beschäftigen .

Das Recht zur sofortigen Entlassung oder zum sofortigen
Austritt des Arbeitnehmers aus einem durch Gesetz anerkann¬
ten wichtigen Grunde bleibt unberührt -

8 6.
Private Arbeitgeber, die sich der Verpflichtung aus 8 1 in

schuldhafter Weise entziehen, können von dem im 8 13 der
Verordnung über Tarifverträge , Arbeiter, und Angestellten¬
ausschüsse und Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten vom 23. De¬
zember 1918 (Reichs-Gesetzbl . S . 1456) bezeichneten Schlich-
tungsausschusse für jeden einzelnen Fall 'rmt einer Buhe bis
zu zehntausend Ntart veiegl wevoen . In den SchlichtungS-
ausschutz ist ein unparteiischer Vorsitzender und als nicht stän-
diger Vertreter der Arbeitnehmer ein Schwerbeschädigter zu
berufen , falls nicht ohnehin die Zusammensetzung des Aus .
schusses diesen Erfordernissen entspricht . Die vom Schlich,
tungsausschnffe festgesetzte Buhe kann von dem zuständigen
Demobilmachungskommissar für vollstreckbar erklärt werden,
und wird dann wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Ihr Be .
trag ist an die Hauptfürsorgeorganisation zu zahlen und für
Ztvecke der Schwerbeschädigtensürsorgezu verwenden.

8
^ Diese Verordnung tritt sofort in Kraft .

Berlin , den 9 . Januar 1919.
Reichsamt für die wirtschaftliche Demobilmachung.

Koeth .

Verordnung , betreffend Abänderung der Verordnung über Be¬
schäftigung Schwerbeschädigter von» 9. Januar 1919 (RrichS-

Gesetzbl . S . 28) . Vom 1 . Februar 1919 .
, Artikel 1.

Der 8 4' der Verordnung erhält folgenden Zusatz:
Die Überwachungsstellen können im Benehmen mit den

Hauptfürsorgeorganisationen der Kriegsbeschädigtenfürsorge in
Ausführung dieser Verordnung, insbesondere des 8 2 der
Verordnung , Anordnungen treffen.

Artikel 2.
Der 8 3 der Verordnung erhält folgenden Zusatz , weichet

zwischen Abs . 1 und Abs . 2 als neuer Abs. 2 einzusügen ist :Eine Kündigung nach Abs. 1 darf frühestens zum 15. März1919 erfolgen . Ist einem nicht nur vorübergehend beschäftig,ten Schwerbeschädigten feit dem 14. Januar 1919 zu einen«
früheren Zeitpunkt als dem 15. März 1919 gekündigt worden,so ist die Kündigung erst zum 15. März 1919 wirksam. Ir ,diesem Falle kann der etwa schon entlassene Schwerbeschädigte
sofern er nach Inkrafttreten dieser Verordnung die Beschäftig
gung bei dem bisherigen Arbeitgeber unverzüglich wieder auf --'nimmt , für die infolge der Kündigung nicht geleisteten Dienstedie vereinbarte Vergütung verlangen , ohne zur Nachleistungverpflichtet zu sein. Der Arbeitgeber kann eine aus Anlatzder Kündigung bewilligte Abfindung zurückfovdern .

Artikel 5.
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung im

Kraft .
Berlin , den 1. Februar 1919.

Reichsamt für die wirtschaftliche Demobilmachung. j
Koeth . §

Zum Vollzüge dieser Verordnungen hat das Ministeriuu ,für Übergangswirtschaft und Wohnungswesen folgendes be.stimmt.
Bollzugsverordnung

zu der Verordnung des Rats der Volksbeauftragten über Be-
schäftigung Schwerbeschädigter vom 9. Januar 1919 (Reichs-gefetzblatt 28 ) und der Verordnung betr . Abänderung dieserVerordnung vom 1. Februar 1919 ( Reichsgesetztnutt S . 132 ).

Karlsruhe , 7. März 1919.
Zum Vollzüge der Verordnung des Rats der Volksbeauf-tragten über die Beschäftigung Schwerbeschädigter vom9. Januar 1919 (ReichsgesetzbtattS . 28) , und der Verordnungbetr . Abänderung dieser Verordnung vom 1 . Februar 1919

(Reichsgesetzblatt S . 132) und auf Grund der Verordnungüber wirtschaftliche Demobilmachung vom 7. November 1913
(Reichsgesetzblatt S . 1292) wird folgendes bestimmt:

8 1-
Bis zum 2V. März 1919 haben alle privaten Betriebe, Büro »!und Verwaltungen , die insgesamt mindestens hundert Be-amte , Angestellte und Arbeiter ohne Unterschied des Ge¬

schlechts beschäftigen, an den Staatskommissar für Wirtschaft -
ttche Demobilmachung in Karlsruhe , Ritterstrahe 20 zu,melden.

1 . Sitz und Art ihres Unternehmens .
2. Sitz ihrer Filialen , Zweigstellen und dergleichen .
S . Anzahl der von ihnen beschäftigten Beamten, Angestell¬ten und Arbeiter .

Hierbei ist zu beachten , datz Beamte, Angestellte und
Arbeiter jeder Art, also auch Direktoren, Prokuristen ,Reisende, ebenso wie Lehrlinge, Volontäre mitzuzählen
sind und datz die Angaben für den Hauptbetrieb und die
Filialen , Zweigstellen und dergl. gemacht werden müssen.4. Die Zähl der von ihnen beschäftigten Schwerbeschädigten .

Schwerbeschädigte sind gemäss 8 3 der Verordnung alle
Personen , die auf Grund des Mcmnschaftsversorgungs-
gesetzes vom 31 . Mai 1906 (Reichsgesetzvlatt S . 593 ) we¬
gen einer Dienstbeschädigung eine Militärrente von 50
oder mehr vom Hundert der vollen Rente beziehen;
ausserdem die in dem genannten Paragraphen besonder»
angeführten Personen .

v. Vor- und Zuname , Wohnort, Art der Beschäftigung und
Prozentzahl der Rentt oder Erwerbsbeschränkung jede»
einzelnen beschäftigten Schwerbeschädigten .

8 2.
Die gemäss 8 1 vorgeschriebenen Meldungen haben auch

sämtliche landwirtschaftlichen Betriebe zu erstatten, die min¬
destens fünfzig Beamte , Angestellte und Arbeiter ohne Unten-
schied des Geschlechts beschäftigen .

8 3.
Diejenige Stelle , an welche nach 8 1 Abs. 3 der Verordnung

unbesetzte Arbeitsplätze für Schwerbeschädigte jeweils unver¬
züglich anzumelden sind , ist der Landesarbeitsnachweis für
Kriegsbeschädigte in Karlsruhe , Zähringerstraße 1VV. Diese
Meldungen sind unabhängig von der durch die 88 1 und 2
vorgeschriebenen statistischen Meldungen bei jedem eintreten¬
den Falle vorzunehmen . An dieselbe Stelle sind auch die
nach 8 2 Abs . 2 und 8 3 Abs . 1 der Verordnung vorgeschrie¬
benen Meldungen zu erstatten .

8 4.
Die Demobilmachungskommissare sind ermächtigt , die ihnen

gemäss 8 ä der Verordnung obliegende Durchführung der
Vorschriften und die ständige Überwachung der Vorschriften
dem Landesausschutz für Kriegsbeschädigtenfürsorge und sei¬
nen Organen zu übertragen . Unbeschadet dieser Regelung
sind auch die Gewerbeaufsichtsbeamten zur Mitüberwachung
in den unter ihrer Aufficht stehenden Betrieben verpflichtet.

8 5.
Betriebsinhaber oder an ihrer Stelle verantwortliche Be¬

triebsleiter , welche den Vorschriften des 88 1 und 2 dieser Ver¬
ordnung vorsätzlich zuwiderhandeln, werden mit Geldstrafe»
bis zu einhunderttausend Mark bestraft.

Karlsruhe , 7 . März 1919.
Ministerium für Übergangswirtschaft und Wohnungswesen,
Der Staatskommiffar für die wirtschaftliche Demobilmachung,

gez . Martzloff .

Richtpreise für Saatkartoffeln betr. i
Auf Grund LeS § 3 Absatz 3 und 8 6 Absatz 2 der Be«,

ordnung vom 2. September 1918 über Saatkartoffeln au »
der Ernte 1918 (Reichs- Gesetzbl . S . 1092) werden folgend«
Richtpreise für die im Lande Bade« gebauten Saattartofseln
beim Verkauf durch den Erzeuger festgesetzt:

für Saatgut für Spätkartoffeln bis zu 8 M.
für Saatgut für mittelfrühe Kartoffeln bis zu 11 M.
für Saatgut für Frühkartoffeln bis zu 1) M.

jeweils für einen Zentner .
Die Richtpreise gelten nur für sortenreine ausgelesene Ware ,

Für Saatgut , das nicht ausgelesen und sortenrein ist, gilt de«
Höchstpreis für Speisekartoffeln mit 6 M. 25 Pf . für eine»
Zentner .

Für Saatkartoffeln , welche von einer Saatbaustelle der Land-
wrrtschaftskammer als Saatgut anerkannt find, erhöhen sich
die Richtpreise beim anerkannten erste« Rachbau um 2 M . 5V
Pf ., beim anerkannten zweiten Nachba« um 2 M . und bei
anerkannten weiteren Nachbaustufeu um 1 M. 5» Pf . jewei»
für einen Zentner .

Das Ministerium für Ernährüngswesen kann in besonder»
gelagerten Fällen Ausnahmen zulassen .

Karlsruhe , den 11 . März 1919.
Bad . Ministerium für ErnährungSwrsen.

I . A- : Schneider . vr . Schühly,
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in Mannheim.
General-Versammlung.

Die siebenundvierzigste ordentliche Generalversamm¬
lung der Aktionäre der Rheinischen Hhpyotheken-Bank
Wird
kMZtag. den 12 . April l>. 3. . vormittags 11'/- llhr,
im Lokale der Rheinischen Hypotheken -Bank, 2, 1
dahier , stattfinden .

Zu dieser Generalversammlung laden wir hiermit
die Herren Aktionäre ein.

Tagesordnung .
1 . Vorlegung der Bilanz , der Gewinn - und Verlust¬

rechnung und des mit den Bemerkungen des Auf.
sick^scats versehenen Berichtes der Direktion über
das Geschäftsjahr 1918.

2. Beschlußfassung über die Bilanz und über die Ver.
^ Wendung des Reingewinns .

8. Entlastung des Vorstandes und des AuffichtsrateS.
4. Aufsichtsratswahl .
Jede Aktie gewährt das Stimmrecht . Dasselbe kann

auch vertretungsweise durch einen anderen mit schrift-
licher Vollmacht versehenen Aktionär ausgeübt werden.

Eintrittskarten zur Generalversammlung erteilen :
in Mannheim unsere Bank,
in Mannheim und den bezüglichen Orten die Rhei-

Nische Creditbank und deren Filialen ,
in Frankfurt a. M. die Deutsche Vereinsbank , die

Direktion der Diskontogesellschaft, die Filiale
der Rank für Handel und Industrie und die
Deutsche Bank, Filiale Frankfurt a. M .,in Stuttgart die Württembergische Vereinsbank ,ln Berlin das Bankhaus S . Bleichröder und die Di¬
rektion der Diskontogesellschaft.

8 43 der Statuten bestimmt:
Anmeldungen zur Teilnahme an der General¬

versammlung sind zuzulassen, wenn sie nicht später
als am dritten Tage vor der Versammlung erfol¬
gen. Zur Ausübung des Stimmrechts ist zuzu¬
lassen , wer die Aktien spätestens 6 Tage vor dem
Versammlungstage bei der Gesellschaft rLex bei
einer der in der Einladung zur Generalversamm .
lung hiezu bezeichneten Stellen oder bei einem
Notar borzeigt, wogegen ihm eine auf seinen Na¬
men lautende Stimmkarte auSgefolgt wird . Den
Anmeldungen zur Teilnahme und zur Erwirkungeiner Stimmkarte ist ein Nummernverzeichnis der
vorgezeigten Aktien beizufügen. Die Direktion ist
berechtigt, die Hinterlegung der Aktien zu verlan -
gen ; in diesem Fall ist die Ausübung des Stimm ,
rechts von der Hinterlegung abhängig.

Die in 8 263 des Handelsgesetzbuches bezeichneten
Vorlagen liegen während der daselbst genannten FristIn unserem Geschäftslokale zur Einsicht der Aktionäre
bereit . O.150

Mannheim , den 12. Mmtz 1919 .

NeinW Hypotheken-Tam.
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Generalleutnant Keim
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Verlag cler Q . Lraunseken
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ÜÜIlIüIÜW triMätsbranchetätig , öÜÜHAÜÜA' sucht stille oder tauge
an elektrotechnischem Jnstallations -Geschüst , das
hauptsächlich Anlagen in Landgemeinden aus¬
führt . Es kommen auch kleinere Betriebe in Betracht,
die erweitert werden können. Eventl. auch Neu¬
gründung mit tüchtigem, soliden Fachmann .

Gefl. ausführliche Angebote unter O 125 an die
Expedition der Karlsruher Zeitung .
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l 'spLlen
große Auswahl , sofort
lieferbare Ware, da größere
Vorräte . Musterkollek¬tionen zu Diensten.

Tapetenhaus
Douglasstratze 28 , bei der
Hauptpost . Telephon 2435" Bodenwachs .

Altertümer
in MSbel « , Schmuck ,Silber , Zinn usw. kauft

zu hohen Preisen
An- n. BerkanfSgeschüft

UsuLsn »,
Lammstr .bimHof . Tel -3546

BülsWM
Be!aNt >nl»hl»igei>.
Bei dem diesseitig No¬

tariate ist die Stelle eines

MzieWIstii
mit der üblichen Vergü¬
tung sofort zu besetzen .
Bewerber aus der Zahl

der Militäranwärter ,
Kriegsbeschädigten oder
Kriegsteilnehmer wollen
ihre Gesuche mit Lebens¬
lauf unter Altersangabe
sofort hierher einreichen.
Im Maschinenschreiben
bewanderte Bewerber er -
halten den Vorzug. Bei
Kriegsbeschädigten ist die
Art der Beschädigung an -
zugeben. L .129 .2 .1

Eppingen , 10. März 1919.
_ Notariat Eppingen.

UmtlWKWW
von Erdarbeiten nach Finanz ,
ministerialverodnung vom
3 - Januar 1907 für den
Neubau der Orthopädische«
Anstalt der Universität Heidel¬
berg rund 26000 cdm -
Unterlagen vom 12 . März

Aentral -Giiterrechts -Register für Baden.
Acheru . L.82

Güterrechtsregisterein -
trag Band II Seite 289 :
Koppel, Stefan , Elektro.
Monteur zu Großweier , u.
Hedwig geb . Huber . Ver¬
trag vom 4. März 1919.
Gütertrennung .

Achern , 6. März 1919 .
_ Amtsgericht.

Adelsheim. L.30
Güterrechitsregisterein-

trag Band I Seite 270 :
Herbinger , Anton , Tünchjer
in Osterburken, und Io -
Hann Erhardt Freund
Witwe, Marie Luise geb .
Schäfer. Vertrag vom
19 . Februar 1919 . Gü¬
tertrennung des BGB .
Adelsheim, 26. Febr . 1919.

Amtsgericht.
« retten . L.72

Güterrechtsregisterein -
trag Band 1.

Seite 443 : Kaucher,
Karl Heinrich, Goldarbei -
ter , und dessen Ehefrau
Emilie geborene Jäger in
Stein . Vertrag vom 21.
Februar 1919. Errungen ,
schaftsgemeinschaft des B.
GIS .

Seite 444 : Stöckle , Karl .
Schreiner , und dessen
Ehefrau Katharina geb .
Bühler in Wössingen. Ver-
trag vom 24 . Febr . 1919.
Mgemeine Gütergemein¬

schaft des BGB .
Breiten . 28. Febr . 1919.

Bad. Amtsgericht.
Eberbach. L .31

In das GüterrechtSregi .
ster Band I Seite 433 wur .
de eingetragen : Grießer ,
Viktor, Handelslehrer in
Eberbach, und Marie geb .
Stein . Durch Vertrag v,
11. Februar 1919 ist die
Verwaltung und Nutznie-
ßung des Mannes am
Vermögen der Frau aus .
geschloffen , so daß Güter ,
trennung eintritt .

Eberbach 1 . März 1919.
Amtsgericht.

Freiburg . L .32
Güterrechtsregisterein .

trag Band V :
O .-Z . 410: Argast,

Adolf, Schuhmacher in
Freiburg , und Martina
Bank Witwe geb . Ziegler :

Vertrag vom 19 . Febr .
1919 : Gütertrennung .

O .-Z . 141 : Schlageter,
Karl ,

" Kaminfegermeister -
Stellvertreter in Kirchzar-
ten , und Luise Asal Witwe
geb .

' Burkhart :
Bsrtrag vom 14. Febr .

1919 : Allgemeine Güter¬
gemeinschaft mit Vorbe¬
haltsgut der Ehefrau .

O .-Z. 412 : Freh, Wil -
Helm, Glasermeister in
Freiburg , und Maria The.
resia geb . Schupp: Vertrag
vom 24. Februar 1919 :
Gütertrennung .

O .-Z. 413 : Schubnell,
Hermann , Kaufmann in
Freiburg , und Emilie geb .
Remmele : Vertrag vom
19. Februar 1919 : Güter ,
trennung .
Freiburg , 28 . Febr . 1919 .

Amtsgericht L

Heidelberg. L.73
Güterrechtsregisterein .

träge .
Band VI Seit « 244 :

Müller , Albert, Landwirt
in Ochsenbach, und Elisa ,
betha gsb. Schell. Vertrag
vom 28. Januar 1919 . Er -
rungenschaftsgemeinschaft.

Band VI Seite 249 :
Holschuh , Wilhelm, Schuh,
macher in Heidelberg, und
Maria Anna geb. Link.
Vertrag vom 13. Februar
1919 . Gütertrennung .
Heidelberg, 4. März 1919.

Amtsgericht 3-
Karlsruhe . L .113

In das Gütecrechtsregi -
ster Band IX ist eingetra .
gen:

Seite 267 : Michal,
Friedrich, Maschinenschlos.
ser, Karlsruhe , und Pau -
line geb. Artmann . Ver.

trag vom 18. Febr . 1919.
Gütertrennung .

Seite 268 : Herter ,
Friedrich, Schneider,

Karlsruhe , und Frieda
geb . Volz. Vertrag vom
14. Februar 1919 . Er -

rungenschaftsgemeinschaft
mit Vorbehaltsgut der
Frau .

Seite 269 : Necke , Gu -
stav , Schlaffer, Karlsruhe
und Maria geb . Bühler .
Vertrag vom 14 . Februar
1919 . Errungenschaftsge -
meinschaft.

Seite 270 : Kögele, Karl ,
Blechnermeister , Karls -
ruhe , und Agathe geborene
Ziehm . Betrag vom 28.
Februar 1919 . Vocve -
haltsgut der Frau .

Seite 271 : Heß, Albert,
Blechnermeister, Karls¬
ruhe -Daxlanden , und El¬
sa geb . Rastedter . Ver¬
trag vom 19. Februar
1919 . Gütertrennung .

Seite 272 : Heptiug,
Adolf, Zahntechniker,
Karlsruhe , u . Hedwig ge-
borene Mächte! . Vertrag
vom 18. Februar 1919.

Errungenschaftsgemetn -
schaft mit Vorbehaltsgut
der Frau .

Sette 273 ; Hunn , Al-
bert , Blechner und In -
stallateur , Karlsruhe , und
Rosa geb. Schuh. Vertrag
vom 1. Märze 1919 . Vor¬
behaltsgut de? Frau .

Karlsruhe , 7. März 1919 .
Badisches Amtsgericht 8 2.
Lörrach. L.114

Güterrechtsregisterein¬
trag Band II Seite 92 :
Bogt, Emil , Kaufmann in
Lörrach , und Ernestine
Julie geb . Herbster . Ver-
trag vom 18. Febr . 1919 .

ErrungenschaftSgemein -
schaft . Es besteht Vorbe¬
haltsgut .

Lörrach, 3 . März 1919 .
_ Amtsgericht.
Pforzheim . L.33

Güterrechtsregisterein -

trag . Daiber , Richard,
Feinmechaniker zu Pforz¬
heim, und Maria ^ borene
Groß . Vertrag vom 18.
Januar 1919 . Gütertren .
nung .

Amtsgericht Pforzheim .

Pfullendors . L.115
Ins Güterrechtsregister

Band I Seite 246 wurde
heute eingetragen :

Erhard Karrer , Land¬
wirt in Lichtenegg , und
Robert Kemps Witwe
Amande geborene Ade von
Katzensteig .

Vertrag vom 10. De¬
zember 1918 . Gütertren¬
nung 8 1426 ff . BGB .

Pfullendors ,
den 25. Februar 1919.

Amtsgericht.
Schöna» i. W. L.67

Güterrechtsregisterein .
tragungen :

Band I Seite 287 :
Brender , Paul , Landwirt
in Todtnauberg , und Ma -
ria Fridolina Witzler. Ver¬
trag vom 13. Febr . 1919 .

Errungenschaftsgemein -
schast mit Vorbehaltsgut ,

der Frau .
Band I Seite 283 :

Sprich, Ernst , Landwirt
in Aitern , und Marie
Steinebrunner . Vertrag
vom 14. Febr . 1919. All¬
gemeine Gütergemein ,
schaft mit Vorbehaltsgut
der Frau .

Schönau i . W.,
den 1 . März 1919.

Amtsgericht.
Rastatt . L.83

In das GüterrechtSregi.
ster Band II Seite 200
wurde heute eingetragen :
F älterer , Adolf, Stuhl -

macher in Gaggenau , und
Lina geb. Schnaible. Ver¬
trag vom 28. Febr . 1919.
Gütertrennung gemäß §8
1426 ff. BGB .

Rastatt , 6. März 1919 .
Amtsgericht.

ab einzusehen im Kultus « ' ^
Ministerium Karlsruhe u.
auf der Bezirksbauiusvek-
tion Heidelberg Angebote
verschlossen, postfrei und
mit genauer Aufschrift bis
zum 25. März 1919, vor¬
mittags 18 Uhr, einzureichen
an Professor Caesar , Kul¬
tusministerium Karlsruhe .
Zuschlagsfri st 3 Wochen .
Karlsruhe , 8- Marz 1919 -
3-2 Professor Caesar-

WWeMOllllg
nach Finanzministerialver -
ordnung vom 3. März 1907
für den Neubau der Orth»«
pädischen Anstall der Univer¬
sität Heidelberg für Stütz¬
mauern , rund 570 cbin -
Unterlagen vom 12 . März
ab einzusehen im Kultus¬
ministerium Karlsruhe und
auf der Bezirksbauinspek-
tion Heidelberg. Angebote
verschlossen, postfrei und
mit genauer Aufschrift bis
zum 25. März 1919, vor¬
mittags 18 Uhr , einzureichen
an Professor Caesar , Kul¬
tusministerium Karlsruhe .
Zuschlagsfrist 3 Wochen .
Karlsruhe , 8. März 1919 .
3 .2_ Professor Caesar .
Erhöhung der Ta¬
rife für Personen ,
Gepäck «nd Grpretz-

gnt.
Am 1 . April 1919 treten

in den Tarifen für Per¬
sonen und Gepäck im Bin¬
nenverkehr der badischen
Staatseisenbahnen und der
badischen Strecke der Main -
Neckarbahn , ferner im Wech¬
selverkehr dieser Bahnen
mit den übrigen deutschen
Eisenbahnen Erhöhungen
ein- Ebenso wird die Ex¬
preßgutfracht beim direkten
Verkehr mit andern Bahnen
erhöht. Die Erhöhung
beträgt bei den Fahrkarten
1 . Klaffe 100 v. H . im übri¬
gen 20 bis 50 v . H - Auf
den gleichen Zeitpunkt fallen
die seither bei derBenützung
vonSchnellzügen erhobenen
Ergänzungsgebühren weg .
Nähere Auskunft erteilt
unser Verkehrsbureau .

Karlsruhe , 11 . März 1919
Generaldirektion der Badischen

Staatseisenbahnen.
Mtrtfchaftsnergs -

bnng.
Der Betrieb der Hafen¬

wirtschaft „zur Möve" in
Kehl, verbunden mit einer
Wohnung , einem Wirt¬
schaftsgebäude, einer Le¬
bensmittel -Verkaufsstelleu.
einer Kantine in der Werft¬
halle 2, ist auf 1 . Mai 1919
neu zu vergeben. Pocht¬
angebote sind mit Leu¬
munds - und Vermögens¬
zeugnissen belegt und mit
der Aufschrift „Pacht der
Hafenwirtschaft in Kehl"
versehen , bis zum 25- März
1919 bei der Betriebsin¬
spektion Offenburg, bei der
auch die Bedingungen er¬
hoben werden können, ein¬
zureichen . L- 136

Karlsruhe , 10 - März 1919
Generaldirektion der Badischen

Staatseisenbahnen.
Ka- ifcher Güter -

tarif , Mechseilärife
mit de« übrige«

de«tf«he« B«h« e«.
Vom 1 - April 1919 ab

werden die jetzt bestehenden
Frachtsätze für den Güter¬
und Tierverkehr um 60 v - H-
erhöht. Gleichzeitig wird
der Badische Binnengüter¬
tarif , Teil 2, Abt. 1 neu
herausgegeben . Er enthält
unter L teilweise geän¬
derte Bestimmungen zum
Nebengebührentarif , unter
O neue Bestimm-mgen
örtlicher Art, insbesondere
über die Berechnung von
Bahnhoffracht, von Stell¬
end Ümstellgebühren, von
Gebühren für bes . Verschub-
leistungen sowie erhöhte
Überfuhrgebühren . Fer¬
ner erscheint auf 1 . April
1919 zum . Teil 2, AK . 2
des Tarifs der Nachtrag 3
mit Entfernungen f. die fett
Herausgabe des letzten Nach¬
trags neu in den . Tarif
aufgenommenen Stationen ,
sowie für einige Stationen
teilweise geänderte Ent¬
fernungen . Nähere Aus¬
kunft erteilt unser Verkehrs-
Ministerium . L. 138

Karlsruhe , 9. März 1919
Generaldirektion der Badischen

StaatSeisenbahnenl -
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